
Hans-Werner Sinn:
Der lebende Gegenpol
dessen, was man
Political Correctness
nennt.
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E
s war ein festlicher
Abend. Die Quandt-Stif-
tung hatte Mitte Mai
2014 zum Dinner in die
Münchener Residenz ge-
laden. Dort, wo einst
bayerischeHerzöge, Kur-

fürsten und Könige residierten, ehrte
BMW-Teilhaber StefanQuandt den Füh-
rungsnachwuchs. Ein Streichquartett
spielte Mozart. Unzählige Bedienstete
servierten im „Kaisersaal“ Filet-Medail-
lon an Gemüse der Saison.

Mehr als hundert Gäste hatten sich
eingefunden, umdas barocke Ambiente
zu genießen – darunterweltweit führen-
de Repräsentanten aus Wissenschaft,
Wirtschaft und Diplomatie. Eswar eine
Veranstaltung im Rahmendes „Munich
Economic Summit“, organisiert vom
MünchenerWirtschaftsforschungsinsti-
tut Ifo und der BMW-Stiftung.

Und dann kam der Auftritt des Hans-
Werner Sinn, des bekanntesten deut-
schen Ökonomen, des intellektuellen
Wüterichs der Republik. Er hielt die Din-
ner-Rede. Doch statt über das eigentli-
cheThemader Konferenz, die Krise des
Welthandels und die neuen Chancen
der transatlantischen Freihandelszo-
ne zu referieren, redete derVolkswirt
über die Russlandkrise.

Sinnwurde nachdenklich, sprach lei-
se und langsam,machteviele Pausen. Er
betonte eindringlichdieGefahr des Kon-
flikts umdieUkraine, kritisierte die seit
Jahrzehnten von den USA dominierte
Russlandpolitik, geißelte dieOsterweite-
rung der Nato,verwies auf die besonde-
re „historischeVerantwortungder Deut-
schen im Umgang mit den Russen“.

Im Saalwurde es stiller und stiller. Je-
der wusste, dass sich unter den Gästen
viele einflussreiche Amerikaner befan-
den. Die PR-Leute der Quandt-Stiftung
rutschten nervös auf den Stühlen hin
und her. EinigenUS-Vertretern blieb das
Saisongemüse beinahe im Halse ste-
cken. Doch Sinn ließ sich nicht beirren.
Er redete und redete – bis er alles gesagt
hatte, was ihn zu bewegen schien. Die
Gäste waren hin- und hergerissen zwi-
schen Irritation,Verblüffung, teils auch
Bewunderung für den unerwarteten
Vortrag.

Typisch Sinn. Er scheut keine Kon-
frontation. Er braucht Reibung. Nichts
hasst ermehr als „political correctness“,
ihm scheint es umdie permanente Pro-
vokation zu gehen, die ihm eine Dauer-
präsenz in der Republik sichert. Zuwan-
derung, Euro-Rettung, Elternrenten,
Atomkraft, Exportwirtschaft – bei allem
bringt sich der 66-jährige Ökonom ein
und drängt in die Medien. Er schreibt
mit Fleiß Bücher,vondenen es schon ei-
nige in die Bestsellerlisten geschafft ha-
ben. Er ist der mit Abstand am häufigs-
ten in den Medien zitierte Wirtschafts-
wissenschaftler, er ist Dauergast in den
üblichenTalkrunden von AnneWill bis
Sandra Maischberger.

Doch so einflussreich undwortgewal-
tig derWirtschaftswissenschaftler auch
ist, so gleichermaßen umstritten ist er.
Manche seiner Prophezeiungen erfüllen
sich schlicht nicht. Zum Beispiel jene
„Basar-Ökonomie“, in der Deutschlands
exportlastige Industrie immer weniger
produziert. Manchmal auch dramati-

siert Sinn tatsächliche Entwicklungen,
etwa als er interne Kredite der europäi-
schen Notenbanken untereinander
(„Target2“) zur Gefährdung des deut-
schen Staatshaushaltes hochrechnete.
Dann wieder kommt er in der Öffent-
lichkeit missverständlich rüber, etwa
als er jüngst in der Zuwanderungsde-
battemit Zahlen aufwartete, die jedem
Zuwanderer ein fiskalisches Minus zu-
ordneten. In solchen Fällen muss er
sich selbst korrigieren –was die nächs-
ten Meinungsbekundungen auslöst.

F
ür viele im politischen Betrieb
Berlins, aber auch in derÖffent-
lichkeit stellt sich mittlerweile
die Sinn-Frage:Wie gut ist Hans-

Werner Sinn, der streitbare Ökonom,
der keinen Diskurs scheut, wirklich?

Seine Irrtümer drohen, ein Jahr vor
der Pensionierung, das Gesamtbild zu
trüben. Unter den Politikern in Berlin,
aber auch bei den Kritikern gilt er als
Meister der Inszenierung – gar als
falscher Prophet. Eswird immer deutli-
cher, dass sich Probleme verschlim-
mern könnten,würdemandemRat des
Experten folgen.

Sinn gehört nicht zu jenen Wissen-
schaftlern, die sich der reinen For-
schungverschrieben haben. Nicht zu je-
nen, die die Erkenntnis um der Er-
kenntnis willen anstreben. Nein, Sinn
geht es um Wirkung. Er sagt selbst,
durchDruck auf die Politik selbst Politik
machen zuwollen, immer aufGrundla-
ge wirtschaftstheoretischer Modelle.
Sinn ist viel mehr als einWahrheitssu-
cher: Erwill die politische Debatte prä-
gen. Er lässt sich auf das Spiel der Me-
dien ein, weil er seine wissenschaftli-
chen Erkenntnisse angewandt wissen
will. Der Elfenbeinturm der Akademi-
ker ist ihmverhasst, ihn zieht es auf die
Schlachtfelder der modernen Medien-
gesellschaft. Sein Selbstbild: „Warner“.

DochHans-Werner Sinn liegt nicht sel-
ten falsch. Seine Irrtümer sindumsobri-
santer,weil er sich nicht nur anpolitisch
heikle Themen heranwagt, sondern
auch steilsteThesen aufstellt. Das sichert
ihm Aufmerksamkeit, bringt aber den
Zwang mit sich, immer neue Kampa-
gnen zu liefern,umgehört zuwerden. Er
wolle „Rationalität indieöffentlicheDe-
batte bringen“und sei jaTheoretiker ge-
wesen, bis er sich habe bewegen lassen,

„aus dem Elfenbeinturm in die Realität
herunterzusteigenund Ifo-Präsident zu
werden“, sagt er.

Zuletzt brachte sich Sinn in die Zu-
wanderer-Debatte ein.Gelungen ist ihm
das nur begrenzt. Sein Vorstoß sorgte
eher für Irritationen. Sinn präsentierte
eine Berechnung, der zufolge die Ein-
wanderung ein Verlustgeschäft für den
Staat ist, von 1800 Euro pro Zuwande-
rer. NatürlichwusstederMannausMün-
chenauch,dassdies in ZeitenvonPegida
eine Provokationdarstellenwürde.Und
erwusste,dassdie Zahl allenfalls die hal-
beWahrheit ist. Denn gesamtvolkswirt-
schaftlich, das betont auch Sinn, profi-
tiert Deutschland wegen der Arbeits-
markteffekte von der Einwanderung.

U
nd er tat es trotzdem. Sinn:
„Der Zweckwar, in der hoch-
kochenden Zuwanderungsde-
batte Vorteile und Nachteile

einmal abgewogen darzustellen.“
InWahrheit geht es bei Sinnmeist um

den drohendenUntergang, umdas na-
hende Ende und um Rettung, wenn
man dem Propheten folgt. Anfang
der 1990er-Jahre hatte der Quer-
denker die Deutschen mit dem
Buch „Kaltstart“ allerWiederverei-
nigungs-Illusionen beraubt. 2003
dann provozierte er mit seinem best-
verkauften Buch „Ist Deutschland noch
zu retten?“ (Auflage: 115 000 Exempla-
re), in demerdie größteVolkswirtschaft
Europas als Sanierungsfall beschrieb.
Zwei Jahre später stellte er mit „Basar-
Ökonomie“ die gesamte Struktur der
Volkswirtschaft infrage.Und 2008pole-
misierte ermit „Das grüne Paradoxon“
gegendie energiepolitischen Strategien
der Europäer im Kampf gegen den Kli-
mawandel.

Zur Höchstform lief der Bestsellerau-
tor mit dem Ausbruch der Euro-Krise
auf. Seit 2010 lässt Sinn keineGelegen-
heit aus, gegendie Euro-Krisenmanager

Hans-Werner Sinn ist der
einflussreichste undwortgewaltigste
Ökonom Deutschlands. Doch
zunehmend manövriert sich der Chef
des Ifo Instituts mit seinen
provokanten und nicht immer
richtigenThesen ins Abseits.

Die Sinn-Frage
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Ichwill Rationalität in die

öffentliche Debatte bringen.

Ichwar jaTheoretiker,

bis ich mich habe

bewegen lassen, aus dem

Elfenbeinturm in die

Realität herunterzusteigen.
Hans-Werner Sinn
Ifo-Präsident
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zupolemisieren – sei es die EU-Kommis-
sion, sei es die Bundesregierung oder
sei es die Europäische Zentralbank
(EZB). In seinem Buch „DieTarget-Fal-
le“ (2012) behauptet Sinn, imVerrech-
nungssystemder nationalen Notenban-
ken der Euro-Zonewürden dreistellige
Milliardenrisiken für den deutschen
Steuerzahlerversteckt. In seinem jüngs-
ten Buch „Gefangen im Euro“warnt er
davor, dass die Steuerzahler nun end-
gültig für die Investitionsrisiken in Süd-
europa in Haftung genommenwürden.

Niemand bestreitet, dass Sinnwichti-
ge Debatten ausgelöst und auf funda-
mentale Probleme hingewiesen hat.
„Kaltstart“ etwa, so sagt es Wolfgang
Wiegard, der ehemaligeVorsitzendedes
Sachverständigenrats,war „die am bes-
ten fundierte Auseinandersetzung mit
den ökonomischen Problemen der
deutschenVereinigung“. Bei der „Basar-
Ökonomie“ allerdings – da sind sich die
meistenÖkonomeneinig – irrte Sinn. Er
selbst bleibt in der Sache hart, zeigt sich
allerdings nachdenklich: „Ich gebe zu,
der Begriff ist provokant.“ Er habe sein
Eigenleben entwickelt und „Assoziatio-
nen hervorgerufen, die nicht mehr ein-
zufangenwaren“. Er setze ja „Meme“ in
dieWelt,Gedankenfetzen, diemutieren
können, lautet Sinns Analyse.

DochdieGedankenfetzen haben sich
nicht immer zu einem glorreichen Ge-
dankenbild formiert. Mit fünf Irrtü-
mern setzen sich indieser Handelsblatt-
Ausgabe fünf Professoren auseinander.

T
atsächlich ist etwa die These,
dass die Exporterfolge kein In-
diz für die Leistungsfähigkeit
der deutschenWirtschaft seien,

weil hierzulande nur zusammenge-
schraubt würde, was in anderen Län-
dern hergestelltwurde, nicht zu halten.
„Die Basar-Ökonomie hat sich als Irr-
licht erwiesen. Deutschland erlebt im-
mer neue Rekorde im Export. Zwar ist
der Anteil der importiertenVorleistun-
gen an den Exportgütern angestiegen.
Das aber reflektiert die Internationali-
sierungderWertschöpfung. So schaffen
die Exporte noch mehr als früher Ein-
kommenundBeschäftigung inDeutsch-
land“, sagtMichael Hüther,Chef des In-
stituts der DeutschenWirtschaft.

Auch das „grüne Paradoxon“ ist pro-
blematisch. Zwar stimmt Sinns ökono-
mische Analyse, dass ohne ein globales
Emissionshandelssystemdas Klimapro-
blemnicht gelöstwerden kann. Dass ei-
ne Rettung imeuropäischen Alleingang
nicht funktioniert,weil das Angebotvon
Öl, Gas und Kohle praktisch unbe-
grenzt, der Deponieraum in der Atmo-
sphäre aber begrenzt ist. Alle Bemü-
hungen um die Förderung erneuerba-
rer Energien trügen nichts im Kampf
gegen die Erderwärmung bei, glaubt
Sinn – und übersieht, dass ohne Förde-
rung erneuerbarer Energien ein globa-
les ambitioniertes Klimaschutzabkom-
men kaum denkbar ist.

Die größten Probleme und Irrtümer
finden sich bei jenem Thema, das für
den Ifo-Chef in denvergangenen Jahren
seiner Karriere zu einer Art Lebenspro-
jekt geworden ist: der Euro-Rettungspo-
litik. Da betätigt sich Hans-Werner Sinn
mit Ausdauer als Störenfried.

Sinn istÜberzeugungstäter. Da er bei
den Regierenden kaum Gehör findet,
sucht er sich andere Verbündete im
Kampf für seineÜberzeugungen. Es ist
nicht die Alternative für Deutschland
(AfD), auf die er zielt; die rechtsgerich-
tete Partei lehnt er ab. Es sind die Bür-
ger, die er, der Aufklärer, als seineVer-

bündeten sieht. Vielleicht ist das der
Grund für die kontinuierlicheÜberspit-
zung seiner Thesen. Vielleicht ist das
der Grund, warum der exzellenteWis-
senschaftler Sinn oft schwarz-weiß
malt. Seine Lautstärke, seineGrob-The-
sen und sein Furor halten ihn im Ge-
sprächmit demVolk – und entfremden
ihn von den Regierenden.

Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble mahnt angesichts der ständi-
gen Horrorzahlen, die das Münchener
Institut verbreitet, mit der „Autorität
von akademischen Titeln und vonwis-
senschaftlichen Instituten, die mit viel
Geldvomdeutschen Steuerzahler sub-
ventioniertwerden“, sei eine „besonde-
reVerantwortung“verbunden. Auch im
Bundeswirtschaftsministerium, in des-
senwissenschaftlichem Beirat er sitzt,
macht sich Skepsis breit. Zwar melde
Sinn sich bei den Sitzungen regelmäßig
zuWort. Er leiste dort auch „kluge Bei-
träge“ undwerde von den Mitgliedern
respektiert, heißt es. Dabei komme ihm
allerdings zugute, dass der Beirat als
Folge der lebenslangen Mitgliedschaft
imWesentlichen „konservativ“ besetzt
sei. „DieGradlinigkeit seiner Argumen-
te ist zwar beeindruckend, spiegelt aber
überhaupt nicht politischeVerflechtun-
gen, Nebenwirkungenund Notwendig-
keitenwider“, heißt es.

Beim Thema Euro-Rettung, da sind
sich diemeisten Regierungs-wieOppo-
sitionspolitiker einig, habe Sinn „sich
verrannt“. Er gehe mit „missionari-
schemEiferwie einUS-TV-Prediger ans
Werk“, heißt es in Regierungskreisen.

Vor dem ökonomischen Comeback
des Wirtschaftsstandorts Deutschland
in den Jahren nach 2005war SinnsVer-

hältnis zur Politik ein anderes. Bei der
Unionwar er viele Jahre ein gern gese-
hener Gast. Wenn CDU-Chefin Angela
Merkel ins Konrad-Adenauer-Haus ein-
lud, war es oft der Ifo-Chef, der die
Schwächen des Standorts Deutschland
erläuterte. Die Freundschaft hielt auch
noch, als Merkel im Jahr 2005 Kanzle-
rin wurde. Ihr erster Finanzminister
Peer Steinbrück (SPD) allerdings gou-

tierte Sinn nicht. Für ihn zählte er zu je-
nen Professoren, die am grünen Tisch
ihreModellwelt entwerfen, aber der Po-
litikwenig alltagstauglichen Rat geben.
Zu seiner Zeit im Ministerium soll die
Schmähung „ProfessorUnsinn“ durch-
aus gelegentlich gefallen sein.

Als die EU 2010 das erste Griechen-
Hilfspaket geschnürt hatte und sich
Nachfolger Schäuble bemühte,dieKanz-
lermehrheit imBundestag zuorganisie-
ren, funkte der schlagfertige Ökonom
ausdemHerzogpark inMünchen,wo Ifo
sitzt, dazwischen.DieRettungsaktion sei
ein „unkalkulierbares Abenteuer“, pol-
terte er auf einerVeranstaltung im Bun-
desfinanzministerium. Die Regierung
habe sich in Brüssel über denTisch zie-
hen lassen,weil Schäuble krankwarund
sichdeshalbeinem„langevorbereiteten
Plan“der Südeuropäernicht habewider-
setzen können. Dieses „Über-den-Tisch-
ziehen-Lassen“ nimmt Schäuble dem
manischen Mahner nachhaltig übel,
heißt es.

Sinn grenzt sich selbst von Umar-
mungsversuchenderCDU ab. „Ich sehe
mich als unabhängige Stimme, die sich
nichtvereinnahmen lässt,wedervonder
einennochvonder anderenPartei, auch
nicht von Gewerkschaften oder Unter-
nehmen“, sagte er nochvor Beginn der
Euro-Krise.

Auch heute begegnet Schäuble dem
bekanntestenÖkonomenDeutschlands
kühl. Immerdann,wennerMehrheiten
im Bundestag oder Rückhalt in derUni-
on braucht fürdie Euro-Rettungspolitik,
grätscht ihm zuverlässig Sinn dazwi-
schen. Das reichte bis in die mündliche
Verhandlung vor dem Bundesverfas-
sungsgerichtüberdasEZB-Staatsanleihe-
programm OMT. „Diese Retterei ist au-
ßerordentlich gefährlich“, warnte Sinn
inKarlsruhe.Undwie sooft führte er für

seinen Alarm möglichst große Milliar-
denzahlen an. ImFinanzministeriumär-
gern sich die Fachleute immer wieder,
wennSinnTarget-Salden zudreistelligen
Milliardenbeträgen aufhäuftund insinu-
iert: DiesesGeldmüsste irgendwannder
Steuerzahler inCash bezahlen – obwohl
es doch nur um einVerrechnungspreis-
system der Notenbanken geht, das
Schieflagen imWährungsgebiet anzeigt.

Trotz aller Distanzder Politik – keiner
der Mächtigen in Berlinwürde behaup-
ten,dass Sinnnicht ausÜberzeugung re-
det und handelt. Auch bezweifelt nie-
mand, dass er ein äußerst kluger und
kreativer Ökonom ist. ZumVerhängnis
ist ihm seinTalent geworden, komplexe
ZusammenhängederVolkswirtschaft für
denBürger inverständlicheundverdau-
liche Happen zuverwandeln. Erverein-
facht manchmal einfach zu stark.

D
ie scheinbar unanfechtbare
Gewissheit, mit der er seine
Thesen vorträgt, die Worte,
die er dabeiwählt („Fass ohne

Boden“, „Vermögensvernichtungsma-
schinerie“, „Schrottpapiere, die die
EZB kauft“), passen nicht so recht in ei-
ne Zeit, in der sich die Volkswirtschaft
in neuer Bescheidenheit übt. Neue Be-
scheidenheit, weil sich die Disziplin
mehr und mehr der Grenzen ihrer Er-
kenntnis bewusst wird.

Die Schärfe seinesUrteils und seiner
Argumentation beruht letztlich darauf,
dass Sinn wie kaum ein zweiter Öko-
nom die klassischeWirtschaftstheorie
eingesogen hat. Sinn weiß zwar, dass
Menschen sich andersverhalten, als es
die Neoklassik zugrunde legt, und nicht
leben wie ein „Homo oeconomicus“.
Aber er hält unbeirrt an seinem theore-
tischen Instrumentarium fest und zieht
folgenreiche Schlüsse daraus.

Doch da,wo Neoklassik aufWirklich-
keit trifft, entstehen oft Probleme. Es
gibt sie nicht, die einfache Lösung der
Krise in Europa. Es gibt sie wohl auch
nicht, die klare und richtige Alternative
zum Durchwurschteln à la Merkel.

Sinn, der Ökonom, kann sich damit
nicht abfinden. Deshalb seineTiraden,
deshalb seine polemischenÖkonomen-
Aufrufe, deshalb seine forschen Auftrit-
tevorGericht. Doch dasTragische: Sei-
ne Zuspitzungen, seine Polemik sind
Wasser auf die Mühlen jener, die er ei-
gentlich gar nicht unterstützenwill: der
rechte Rand und Parteienwie die AfD.

Zu Beginn der aktuellen Auseinan-
dersetzung mit der Politik hatte eine
Leistung gestanden: ImAlleingang sen-
sibilisierte der Professor aus München
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Hans-Werner Sinn (2.v.r.) in der Talkshow von Maybrit Illner (l.): Spiel mit den Medien, weil er seine Erkenntnisse angewandt wissen will.
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Sinn, Jahrgang 1948, promovierte
1978 an der Uni Mannheim, wo er sich
fünf Jahre später habilitierte. Danach
wurde er Professor für Nationalöko-
nomie und Finanzwissenschaft an der
Ludwig-Maximilians-Universität Mün-
chen, wo er heute außerdem Präsi-
dent des Ifo Instituts, Direktor des
Center for Economic Studies (CES)
und Geschäftsführer der CESifo
GmbH ist. Seine Forschungsschwer-
punkte sind Steuern, Umwelt, Wachs-
tum und erschöpfbare Ressourcen,
Risikotheorie, Klima und Energie,
Banken, Demografie sowie Sozialver-
sicherung, Makroökonomie und Sys-
temwettbewerb. Seit 1989 ist Sinn
Mitglied im Wissenschaftlichen Beirat
beim Bundeswirtschaftsministerium.
Er ist Träger des Bundesverdienst-
kreuzes.

Bücher Sinn hat mehrere wirtschafts-
politische Bücher geschrieben, unter
anderem „Die Basar-Ökonomie“,
„Das grüne Paradoxon“, „Kasino-
Kapitalismus“ und „Die Target-Falle“.

VITA
HANS-WERNER SINN

Diese Retterei ist

außerordentlich gefährlich.
Hans-Werner Sinn
Ifo-Präsident
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die breite Öffentlichkeit für einThema,
das an Komplexität kaum zuüberbieten
ist – dieTarget-Salden des europäischen
Währungssystems. DenHinweis auf das
Thema hatte ervon Ex-Bundesbank-Prä-
sident Helmut Schlesinger erhalten.

Es geht um „Target2“, das elektroni-
scheVerrechnungssystem zwischen Eu-
ropäischer Zentralbank (EZB) und den
nationalen Notenbanken der 18 Euro-
Mitgliedstaaten.Wenn Zentralbankgeld
von einer Bank an eine Bank in einem
anderen LandderWährungsunionüber-
wiesen wird, so geschieht das über die
nationalen Notenbanken der beiden
Länder. Dabei fließt keinGeld. Die Emp-
fängernotenbank, zumBeispiel die Bun-
desbank, bekommtvielmehr einTarget-
Guthaben bei der EZB. Die Bundesbank
räumt dafür der Empfängerbank ein
Guthaben bei sich ein.

W
enn hinter der Überwei-
sung der Kauf von Waren
im Ausland steht, hat am
Ende zumBeispiel ein grie-

chischesUnternehmeneinendeutschen
Traktor gekauft, und die Bundesbank
hältdafüreinTarget-Guthaben.Wennein
deutscher Versicherer eine griechische
Anleihe an einen griechischen Investor
verkauft, hat derGriechedas Papierund
die Bundesbank das Target-Guthaben.
DasGleiche gilt füreinen griechischen In-
vestor, der eindeutschesWertpapiervon
einemdeutschenAnleger kauft. ImTrak-
tor-Fall finanziert das Target-Guthaben
der Bundesbank einen Importüber-
schuss Griechenlands, in den anderen
Fällen Kapitalflucht aus Griechenland.

Dass dies seit Krisenausbruch in so
viel größeremMaße nötigwurde als zu-
vor, liegt daran, dass die Griechen von
privaten Investoren kaumnoch Kredite
bekommen. Der ausbleibende private
Kredit wurde durch die Target-Salden
bei den Notenbanken ersetzt. Nun
glaubt Sinn, in der Bilanz der Bundes-
bank auf demHöhepunkt der Euro-Kri-
se Risiken für dendeutschen Steuerzah-
lervon 750Milliarden Euro ausfindig ge-
macht zu haben. Er hält das für einen
Skandal undwirft der Bundesregierung
vor, sie würde dies den Bürgern ver-
schweigen. Mittlerweile jedoch sind die
Target-Forderungen der Bundesbank

gegenüber dem Euro-System auf rund
460 Milliarden Euro gesunken.

Hans-Werner Sinn hatvöllig übertrie-
ben. Zu einem Problem könnten diese
Forderungen erst dannwerden,wenn
ein Land die Euro-Zone verlässt und
nichtmehr zahlenwill.Und selbst dann
müsste die Bundesbank lediglich ge-
mäß ihremKapitalanteil an der EZB in
Höhe von 27 Prozent haften. Selbst
Bundesbank-Chef JensWeidmann gibt
Entwarnung: „Die Kritik anden Salden
ist nicht sachgerecht.“ Für ihn stellten
dieTarget-Forderungen auch „kein ei-
genständiges Risiko dar“.

DIW-Chef Marcel Fratzscher erläu-
tert, warum: Hätte es den Target-Me-
chanismus nicht gegeben oderwäre er

anders gestaltetworden (zumBeispiel
nach Vorschlägen von Sinn), so wäre
dieser Kapitalrückzug nicht automa-
tisch von den Notenbanken mit liqui-
den Mitteln ermöglichtworden. Dann
wärendieVerluste, die jetzt als Eventu-
alverluste der Bundesbank im Fall ei-
nes Zerbrechens der Währungsunion
imRaum stehen, schon längst eingetre-
ten. Die deutschen Anleger hätten ho-
he Wertverluste auf ihre Wertpapiere
aus den Krisenländern hinnehmen
müssen. Auch der Steuerzahler wäre
indirekt betroffen gewesen. „Das Tar-
get-System hat sich nicht als Falle, son-
dern als Fluchthilfe für deutsche Inves-
toren erwiesen“, erklärt Fratzscher.

Risiken werden nur virulent, wenn
die Währungsunion kollabiert. Dann
wäre Target ein kleines Problem.

Die komplizierte Debatte über die
Rechnungsströme im EZB-Reich ist bei
weitem nicht das einzige Problem für
Sinn. Hinzu kommen die Risiken der
Geldpolitik, die durch den Aufkaufvon
Staatsanleihenentstehenunddie Euro-
Rettungsschirme. All diese vergemein-
schafteten Risiken summiert Sinn auf
und aktualisiert die Zahl regelmäßig.
Der „Haftungspegel“ für Deutschland
steht ganz oben auf der Ifo-Internetsei-
te. Derzeit liegt er bei 515MilliardenEu-
ro; insgesamt könnten die Euro-Ret-
tungsaktionen 1,5BillionenEurokosten.

Welche Zahl Sinn nicht berechnen
lässt, sind die Kosten, wenn es den
Euro nicht mehr gäbe. Mit einer sol-
chen Schätzung hat sich vor gut zwei
Jahren einmal der Sachverständigenrat
an dieÖffentlichkeit gewagt: Allein für
Deutschland stünde eine Summe von
3,3 Billionen Euro auf dem Spiel.

T
rotz all der Problemeund Risi-
ken, die Sinn in derWährungs-
union ausfindig macht und
lautstark kritisiert: Er ist kein

prinzipieller Euro-Gegner und schon
gar kein Anti-Europäer.Wiederholt er-
klärte Sinn, andie „Vereinigten Staaten
von Europa“ zu glauben. FürGriechen-
land sieht erwievieleÖkonomenohne
drastischen Schuldenschnitt keine Ret-
tung. Und Sinn ist der festenÜberzeu-
gung, das Land habe ohne den Euro
bessere Zukunftsperspektiven.

Da widersprechen ihm die meisten
seiner Kollegen. Ökonomen wie DIW-
Chef Fratzscher glauben, dass Länder
wieGriechenland in derWährungsuni-
on gehalten werden müssten – schon
allein,weil die politischen und ökono-
mischen Kosten eines Austritts für alle
zu hoch sind. Sinn dagegen sagt, dass
die Lohn-Anpassungen, die Länderwie
Griechenland innerhalb derWährungs-
union schaffenmüssten,weder durch-
setzbar noch zumutbar sind.

Sinn kann am Ende seiner Karriere
auf einwahrlich erstaunliches Lebens-
werk zurückblicken: Er hat das darnie-
derliegende Ifo-Institut zum internatio-
nal renommiertesten Institut des Lan-
des aufgebaut. Er, der am liebsten im
Sommer nur mit Badehose bekleidet
am Schreibtisch ein neues Buch
schreibt, ist Stammgast in denMedien.

Im Mai wird wohlWirtschaftsminis-
ter Sigmar Gabriel, der ebenfalls als
Sinn-Skeptiker gilt, bei der alljährlichen
Ifo-Tagungdie Festrede halten. Eswird
die letzte Tagung der Ära Sinn sein.
Man darf gespannt sein, ob die Gäste
erneut nervös auf ihren Stühlen hin
und her rutschenwerden.
Jens Münchrath, Donata Riedel,
Klaus Stratmann, Hans-Jürgen Jakobs

Fortsetzung von Seite 51

Proteste in Athen: Das Thema Euro-Rettung ist zu einer Art Lebensprojekt Sinns geworden.
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Die Basar-Ökonomie

hat sich als Irrlicht

erwiesen. Deutschland

erlebt immer

neue Rekorde im Export.
Michael Hüther
Chef des Instituts der deutschen Wirtschaft
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Das Münchener Ifo-Institut ge-
hört zu den renommiertesten
Wirtschaftsforschungsinstituten

Deutschlands. Gemacht hat es dazu
Hans-Werner Sinn, der es seit Februar
1999 als Präsident leitet. Im Jahr 1949
von Ludwig Erhard mitgegründet,
stand es bei Sinns Amtsantritt nicht
sehr gut um das „Leibniz-Institut für
Wirtschaftsforschung an der Universi-
tät München“,wie die Einrichtung of-
fiziell heißt. DerWissenschaftsrat,
dessen Evaluierung so etwaswie der
Tüv-Termin für Forschungsinstitute
war, urteilte damals: „Seine Einbin-
dung in diewirtschaftswissenschaftli-
che Fachdiskussion ist unbefriedi-
gend.“ Fortan verbannte man Ifo aus
der ersten Liga der Forschungseinrich-
tungen; es galt nur noch als „Service-
einrichtung“, sprich Datenlieferant.
Dementsprechendwurden die öffent-
lichen Mittel gekürzt. Der damalige
Präsident Karl Heinrich Oppenländer
ging nach 23-jähriger Amtszeit. Es
folgte, nach langer, schwieriger Su-
che, Hans-Werner Sinn.
Der zu Beginn seiner Präsidentschaft
50-jährige Sinn baute die Ifo-Struktu-
ren komplett um – und schärfte das
Profil des Instituts als Mittler zwi-
schenWissenschaft und Öffentlich-
keit. Heute versteht sich die Einrich-
tung als „europäischer Thinktank, der
eine Brücke zwischen akademischer
Forschung und praktischer Politik bil-
det“. Man konzentriere sich „auf die
angewandte, politikorientierteWirt-

schaftsforschung mit dem Ziel, mehr
Stabilität, Prosperität und gesellschaft-
lichen Zusammenhalt in Europa und
derWelt zu erreichen“. Das Institut
hat knapp 200 Mitarbeiter und finan-
ziert sich zu zwei Dritteln aus Mitteln
der Forschungsförderung von Bund
und Ländern und zu einem Drittel aus
den Erlösenwissenschaftlicher Politik-
beratung, die meist auch von öffentli-
chen Auftraggebern stammen.
In den ersten Jahren seiner Amtszeit
tauschte Sinn viele Mitarbeiter aus
und machte das Traditionshaus zu sei-
nem Institut.Wie keine andere Ein-
richtungwurde Ifo auf seinen mar-
kanten Präsidenten zugeschnitten –
mit Erfolg. 2006 attestierte die – in-
zwischen für die Evaluierung zustän-

dige – Leibnitz-Gesellschaft dem In-
stitut, sich in den vergangenen Jah-
ren „sehr erfolgreich“ entwickelt
zu haben. Es erbringe mittlerweile
gute, „in Teilbereichen sehr gute
bis exzellente Leistungen in der
wissenschaftlichen Forschung und
in der Politikberatung“. Trotz dras-
tischer Etatkürzungen sei es Sinn
gelungen, denwissenschaftlichen
Output „beeindruckend“ zu ver-
mehren. Allerdings sei zu bezwei-
feln, „ob alle politischen Ratschlä-
ge des Ifo Instituts auf ausreichend
rigoroser, empirischer Forschung
basieren“, hieß es damals.
Auch sei die Qualität der Publikati-
onsleistung zu gering. EinVorwurf,
den sich Ifo bis heute gefallen las-
sen muss. Ein großer Teil derwis-
senschaftlichenWerke stamme von
einer kleinen Zahl erst jüngst ein-
gestellter Mitarbeiter. Gleichwohl
habe Ifo das Potenzial, „wieder als
Research-Institut klassifiziert zu
werden“.
Dies geschah im Januar 2010, nach
einer erneuten Evaluierung. Heute
gilt es als das besteWirtschaftsfor-
schungsinstitut Deutschlands. 2013
bescheinigt die Leibnitz-Gesell-
schaft dem Ifo-Vorstand, „beein-
druckende Arbeit“ geleistet zu ha-
ben. Ifo veröffentlicht stetig Analy-
sen zurWirtschaftspolitik sowie
den monatlichen Ifo-Geschäftskli-
maindex, einen Frühindikator für
die konjunkturelle Entwicklung.

Zudem ist es mit anderen Institu-
ten beteiligt an der Gemeinschafts-
prognose für die Bundesregierung
sowie an der Steuerschätzung des
Bundes.
Der Präsident des Ifo Instituts,
Hans-Werner Sinn, gehöre zu den
„führenden deutschenWirtschafts-
wissenschaftlern“, schreibt die
Leibnitz-Gesellschaft. Im aktuellen
Ranking der „Frankfurter Allge-
meinen Zeitung“ zu den einfluss-
reichsten Ökonomen steht Sinn
auf Rang eins. Ein schweres Erbe
für seinen Nachfolger, der erst
noch gefundenwerden muss.
Denn im kommenden Jahrwird
der dann 68-Jährige in den Ruhe-
stand gehen. Axel Schrinner

Münchener Renaissance
DAS IFO-INSTITUT

Ifo Institut in München: Vom profanen Datenlieferanten zu einem
der renommiertesten Wirtschaftsforschungsinstitute Deutschlands.

IM
A
G
O

Handelsblatt Nr. 011 vom 16.01.2015 Seite 051

Wochenende 

© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten.
Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.



So anerkannt Hans-Werner Sinn und sein Münchener Ifo Institut auch sind,
bei einigenThemen hat er sich fundamental geirrt. Fünf der renommiertestenÖkonomen

Deutschlands beschreiben in Gastbeiträgen die größten Fehlanalysen.

Fünf Thesen, fünf Irrtümer

1. TARGETSALDE
N

Marcel Fratzscher ist Präsident

des Deutschen Instituts fürWirt-

schaftsforschung (DIW) und Pro-

fessor für Makroökonomie an der

Humboldt-Universität zu

Berlin. Bis 2012 arbeitete

der 43-Jährige bei der Eu-

ropäischen Zentral-

bank, zuletzt als Lei-

ter der Abteilung

Internationale

wirtschaftspoliti-

sche Analysen.

Der Ifo-Chef hat
die Debatte über
Ungleichgewichte
in der Euro-Zone in
eine falsche Richtung
gelenkt. Marcel
Fratzscher erklärt
die Target-Falle und
warum sie keine war.

M
it den Neuwahlen in
Griechenlandkommtei-
ne alte Debatte wieder
auf: Was passiert bei ei-
nem„Grexit“, alsoeinem

Austritt Griechenlands aus dem Euro?
Undwaswären indiesemFalldieKosten
fürDeutschland?Wahrscheinlichkönnte
der griechische Staat bei einem Euro-
Austritt seinenZahlungsverpflichtungen
nicht mehr nachkommen. Darüber hi-
nauswürdenwohl auchdieVerbindlich-
keiten der griechischen Notenbank ge-
genüber demEuro-Systemvon rund 40
Milliarden Euroverlustig gehen.

DieseDebatteüber Zahlungsungleich-
gewichte innerhalb der Euro-Zone ist
wichtig,denn sie zeigtdie Problemeund
die zunehmende Fragmentierung der
Euro-Zone alsWährungsraum auf. Und
sieunterstreicht,dasseineWährungsuni-
on auch immer eine Haftungsunion ist,
inderMitgliedsländer Risiken füreinan-
derübernehmen.Hans-Werner Sinnhat
diese Debattewie kein Zweiter geprägt,
unddafür gebührt ihmRespektundAn-
erkennung. Er hat es geschafft, eine sehr
technischeMateriedurcheineReihevon
Aufsätzenunddurch seinBuch „DieTar-
get-Falle“, einer breiten deutschen Öf-
fentlichkeit zugänglich zu machen. Lei-
der hat diese Debatte in Deutschland
auch unbegründete Ängste geschürt,
und zu einem in einigen Punkten fal-
schenVerständnis geführt.

Das Target2-Zahlungssystem funktio-
niert so:Wennetwaeinedeutsche Bank
Kapital aus Spanien abzieht und nach
Deutschland transferiert, dannentsteht
eine Finanzierungslücke in Spanien,die
häufigdurcheineverstärkteKreditverga-
bederEZBan spanischeBankengedeckt
wurde,da siedieseKreditewährendder
Krise immer schwerer imeuropäischen
Interbankenmarktoder anderswoholen
konnten. Die Kapitalflucht führte somit
dazu,dass Banken indenKrisenländern
mehr Kredite von der EZB benötigten,
wohingegendeutscheBankenunddamit
die Bundesbank von den Zuflüssen von
Fluchtkapital profitiertenund ihre Inan-
spruchnahme der EZB-Kredite senken
konnten. Die Kapitalflucht spiegelt sich
ineinerAsymmetriederZahlungsströme
undeinemAufbauvonTarget-Forderun-
gen respektive -verbindlichkeitenwider.

AufdemHöhepunktder Krise, im Juli
2012, hatten sich bei der Bundesbank
Target-Forderungenvon rund 750Milli-
arden Euro angesammelt. Seitdem sind
sie jedochdeutlich zurückgegangen. En-
devergangenen Jahres betrugendie For-
derungen der Bundesbank „nur“ noch
rund460MilliardenEuro. Diese sind zu
einem sehrerheblichenMaßederTatsa-
che geschuldet, dass deutsche Banken
und Investoren ihreGeldervonmehr als
400Milliarden Euro aus den Krisenlän-
dern abgezogenhaben. Sie konntendies
nurwegenderVerfügbarkeit zusätzlicher
Zentralbankkredite und des Target-Sys-
tems tun. Anderenfalls hätten siewahr-
scheinlich größereVerluste erlitten!

D
as Target-System diente also,
obwohl es riesige Summen als
scheinbarvomVerlustbedroh-
te Forderungen verbuchte, in

Wirklichkeitdazu,GelddeutscherAnle-
ger in Sicherheit zu bringen.

T2-Positionen sindper se nichtmit ei-
nemzusätzlichenRisikobehaftet.Nur im
Fall des Austritts eines Mitgliedslandes,
dessen nationale Zentralbank per saldo
T2-Verbindlichkeiten aufweist, besteht
dieMöglichkeit einesVerlusts. Zwar hin-
terlegt eine Bank, die Kredite von der
EZB erhält, Sicherheiten, die im Kon-
kursfall der Bankveräußertwerdenkön-
nenunddamitmöglicheVerluste fürdie
EZB gering halten (bisher sind solche
vollständig vermiedenworden). Jedoch
werdendiese Sicherheitenbeidennatio-
nalenNotenbankenhinterlegtundnicht
direkt beiderEZB. SomitmüsstedieEZB
diese Sicherheiten im Fall eines Euro-
Austrittsvonder nationalenNotenbank

des betroffenen Landes einfordern.
Sinnhatdahereine regelmäßigeGlatt-

stellung oder zusätzliche Absicherung
derTarget-Verbindlichkeitenvorgeschla-
gen. Dies würde jedoch einen großen
Schadenanrichten.Denndies könnte zu
einer geringerenKreditvergabeundVer-
werfungen indenKrisenländern führen.
Davonwären auchdeutsche Investoren
betroffen,dadiesVerluste auf ihre noch
immer hohen Vermögen von mehr als
3400 Milliarden Euro in den anderen
Euro-Ländern bedeuten könnte.

Zudem ist ein solcherVorschlag nicht
praktikabel.DieLänderdesEuro-Raums

wollenweiterhin ihre nationalenNoten-
bankenbehalten,dadiesennachwievor
einewichtige Rolle bei derVergabe von
Zentralbankgeld zukommt. Eine ge-
meinsameWährungerfordert aber auch
danneine reibungsloseAbwicklungdes
Zahlungsverkehrs und den automati-
schenAuf-undAbbauvonentsprechen-
den Salden.Ohneein solches Zahlungs-
system kann es keineWährungsunion
geben!

Somit ist Sinns Verdienst weniger in
seinem nicht praktikablen Lösungsvor-
schlag einer Begrenzung oder Absiche-
rung der Target-Kredite zu sehen. Viel-
mehr hat er einen fundamentalen Kon-
flikt im Währungsraum aufgedeckt:
vollständige Abtretung sämtlicher geld-
politischer Aufgaben bei gleichzeitiger
Beseitigung der Risiken, versus den na-
tionalen Notenbanken weiterhin eine
wichtige Rolle bei derVergabe von Zen-
tralbankkrediten zukommen zu lassen,
aberdafürmitdemRisikoeinesAustritts
zu leben.AbsicherungundnationaleNo-
tenbanken, wie von Hans-Werner Sinn
vorgeschlagen, sind jedochkeineOption.

DieKritik amTarget2-Zahlungssystem
hatÄngste inDeutschland geschürt. Die
Sorge,die imTarget-Zahlungssystemab-
gebildetenUngleichgewichte innerhalb
der Euro-Zone könnten finanzielle Kos-
ten und Risiken für uns verursachen,
hat sich jedoch als unbegründet erwie-
sen. Das Target-System hat sich nicht
als Falle, sondern als Fluchthilfe für
deutsche Investoren erwiesen. Und es
hat eine zentrale Rolle dabei gespielt,
dieWährungsunion zu bewahren und
eine noch viel tiefereWirtschafts- und
Finanzkrise in Europa zu verhindern.
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EZB-Gebäude in Frankfurt: Die Target-Forderungen der Bundesbank sind seit dem Hoch im Jahr 2012 deutlich zurückgegangen.
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Nach Hans-Werner
Sinns These
verlagert sich die
Wertschöpfung
zunehmend ins
Ausland – eine bizarre
Vorstellung, meint
Peter Bofinger.

A
mAnfang standeinemassi-
ve Fehldiagnose. In seinem
Buch„IstDeutschlandnoch
zu retten?“, das im Jahr
2003 veröffentlicht wurde,

beschriebHans-Werner Sinn aufvielen
Seiten, „wiewirunsereWettbewerbsfä-
higkeit verloren“. Für viele deutsche
Unternehmen stelle sich angesichtsder
Intensität des internationalenWettbe-
werbs nur dieWahl, entweder ganz zu
schließen oder sukzessive immer grö-
ßere Teile derWertschöpfungskette in
Niedriglohnländer zu verlagern.
Deutschlands Probleme seien auf die
Unfähigkeit, die Herausforderungen
derGlobalisierung zubestehen, zurück-
zuführen. Der Wettkampf des deut-
schen Sozialstaats mit China sei viel-
leicht schon entschieden, bevor er be-
gonnenhabe.DeneinzigenAusweg aus
der Misere sah Sinn damals in einer
durchschnittlichen Lohnsenkung von
zehn Prozent bis 15 Prozent,wobei bei
denGeringqualifizierten „sicherlichei-
ne Lohnsenkung um ein Drittel benö-
tigtwürde“.DiedeutschenLöhnepass-

ten nicht einmal mehr in den europäi-
schen Markt.

Doch kaum hatte Sinn sein Buch auf
den Markt gebracht, setzte die deut-
sche Exportindustrie zu einem ein-
drucksvollen Spurt an. In der Phase
von 2003 bis 2007 stieg die deutsche
Ausfuhr preisbereinigt um durch-
schnittlich fast zehn Prozent.Gleichzei-
tig erhöhte sich der Überschuss in der
deutschen Leistungsbilanzvon 32Milli-
arden Euro auf 173 Milliarden Euro.

Für Sinnwar das überhaupt keinWi-
derspruch.Mit demKonzept der Basar-
ökonomie glaubte er, seine extremdüs-
tere Diagnoseder internationalenWett-
bewerbsfähigkeit des Standorts
Deutschland mit der nicht zu leugnen-
den Exportstärke vereinbaren zu kön-
nen. Sinn beschreibt die Basarökono-
miewie folgt: „Das Produkt kommt fix
und fertig mit seinem deutschen Mar-
kennamen aus Fernost oder ‚Nahost‘ im
Sinneder neuenEU-Beitrittsländer. Nur
derVertrieb findet noch inDeutschland
statt, und nur hinter demVerkaufstre-
sen gibt es nochdeutscheArbeitsplätze.
Ansonsten wird das Geld bei der Pro-
duktion im Ausland verdient.“

In Anbetracht derTatsache, dass da-
mals die deutschen Exporte zu 60 Pro-
zent auf eine inländische Wertschöp-
fung zurückzuführen waren, war das
schon eine merkwürdig verzerrte Dar-
stellung. Aber sie passte zu dem schril-
len Begriff des Basars, bei dem man
sich anstrengenmusste, umüberhaupt
einen Bezug zur hochwertigen Pro-
duktpalette der deutschen Industrie er-
kennen zu können.

Sinn hat dieser Kritik seinerzeit ent-
gegengehalten, er verstehe unter „Ba-
sarökonomie“ eine Tendenz und kei-
nen Zustand. Sein Szenario für
Deutschland bestand darin, dass es
durch dieGlobalisierung zwangsläufig

zu einem Rückgang der Beschäftigung
in der Industrie kommen müsse. Auf-
grund starrer Löhne sei es dabei nicht
möglich, dass ausreichend neue Ar-
beitsplätze in anderen Sektoren ent-
stünden. Allenfalls habe Deutschland
dieChance, sichwieHongkong zur zen-
tralen Handelsdrehscheibe zwischen
Ost und West zu entwickeln und aus
dem Betrieb dieser Drehscheibe neue
Einkommen zu erzielen.

Ein Jahrzehnt später ist von diesen
Tendenzen nichts zu erkennen.

Obwohl die Löhne nichtwievon Sinn
gefordert massiv gesunken sind, son-
dern seit 2007 wieder recht deutlich
ansteigen, hat sich die Beschäftigung in
der deutschen Industrie seit 2003 sehr
stabil entwickelt. Nimmt man die Er-
werbstätigen bei den Unternehmens-
dienstlern dazu, ist es sogar zu einem
Anstieg gekommen. Der Anteil der

deutschen Industrie an der gesamten
deutschenWertschöpfung bewegt sich
seit 2003 nahezu konstant bei 22 Pro-
zent. Auchdervon Sinnprognostizierte
Trend eines rückläufigen Anteils der
Wertschöpfung der Industrie an ihrem
gesamten Produktionswert hat sich
kaum fortgesetzt. Er lag 2013 mit 31
Prozent nur um zwei Prozentpunkte
unter demWert des Jahres 2003.

Dabei ist eine solche Entwicklung al-
les andere als pathologisch, sondern
vielmehr Ausdruck der Tatsache, dass
die deutsche Industrie dieVorteile der
Globalisierung nutzt, um ihre eigene
Wettbewerbsposition zu stärken. Und
schließlich ist die Arbeitslosigkeit nicht
weiter gestiegen, sondern kräftig ge-
sunken. Hier könnteman argumentie-
ren, dass die Verbesserung auf die
Hartz-Reformen zurückzuführen sei,
aber Sinn hat diese als völlig unzurei-
chend beurteilt.

Insgesamt ist es erstaunlich, dass ein
stark marktwirtschaftlich geprägter
Ökonomwie Sinn eine so negative Ein-
stellung zurGlobalisierung entwickeln
konnte. Während jedes Lehrbuch die
positiven Wohlfahrtseffekte einer zu-
nehmenden Arbeitsteilung beschreibt,
diagnostizierte Sinn die steigenden Ex-
porte als pathologisch und erwartete
davon sogar Wohlfahrtsverluste für
Deutschland.

Undwas er bizarr als „Basar“ denun-
zierte, ist nichts anderes als eine sinn-
volle Ausdifferenzierungder internatio-
nalenWertschöpfungsketten. Globali-
sierung wurde so von Sinn nicht als
Win-win-Situation beschrieben, die al-
len BeteiligtenWohlfahrtsgewinne er-
möglicht, sondern vielmehr als Null-
summenspiel, das zulasten des Wohl-
stands in Deutschland gehe.

D
iese überraschend negative
BewertungderGlobalisierung
dürfte zumindest teilweiseda-
mit zuerklären sein,dass Sinn

dasdeutsche Lohnniveau inder ersten
Hälfte des vergangenen Jahrzehnts als
zu hoch eingeschätzt hat. Es scheint
ihmdamals entgangen zu sein,dass be-
reits seit BeginndieserDekadevonden
deutschen Gewerkschaften eine sehr
moderate Linie eingeschlagenworden
war.

Stattdessen kritisierte er sie,weil ih-
nen die Bereitschaft fehle, die Gesetze
der Ökonomie zur Kenntnis zu neh-
men. Gleichzeitig ist es Sinn völlig ent-
gangen, dass in anderen Mitgliedstaa-
tenderWährungsunion eindeutig über-
höhte Lohnsteigerungen vereinbart
wurden.

Die deutschen Gewerkschaften wa-
ren also – anders als von Sinn diagnos-
tiziert – kein Hemmnis für einen erfolg-
reichen Strukturwandel, sie habendie-
senvielmehr aktiv unterstützt. Dasvon
Hans-Werner Sinn noch im Jahr 2005
alsviel zu hoch eingeschätzte deutsche
Lohnniveau war also nicht nur völlig
angemessen, eswar innerhalbderWäh-
rungsunion sogar bereits zu niedrig.
Das lässt sich nicht zuletzt daran erken-
nen, dass Hans-Werner Sinn heute für
die Partnerländer Deutschlands Lohn-
senkungen von 20 bis 30 Prozent for-
dert.

Dass man dieWettbewerbsfähigkeit
des Standorts Deutschland auch schon
im Jahr 2004wesentlich positiver und
im Rückblick auch sehr viel zutreffen-
der einschätzen konnte als Hans-Wer-
ner Sinn, verdeutlicht das von mir da-
malsveröffentlichte Buchmit demTitel
„Wir sind besser, als wir glauben“.

Peter Bofinger ist Professor für
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forschung (DIW) in Berlin und ist

seit 2009 Professorin für Energie-

ökonomie und Nachhal-

tigkeit an der Berliner

Hertie School of Gover-

nance. Die 46-Jährige

gilt alsWirtschafts-

expertin auf den

Gebieten Energie-

forschung und

Klimaschutz.

Geht es nach
Hans-Werner Sinn,
sind alle Maßnahmen
zum Klimaschutz
unwirksam.
Ein Irrglaube, sagt
Claudia Kemfert.

E
s wird viel geklagt über den
europäischen Klimaschutz.
Den einen gehen die Maß-
nahmen nicht weit genug,
den anderen gehen sie zu

weit. Eineoriginelleunddamitmedien-
wirksameKritik kommtvonHans-Wer-
ner Sinn: Er stelltevor sechs Jahrendie
These auf, dass alle Klimaschutz-Maß-
nahmen letztendlich unwirksam und
somitunsinnig sind. Klimaschutz führt
laut Sinn nicht zuweniger, sondern zu
mehr Emissionen. Seinpointierter Na-
me fürdieseThese: „das grüne Parado-
xon“.

Der Volkswirt aus München argu-
mentiert dabei ähnlich, wie etwa ein
bayerischer Milchbauer es tunwürde:
DessenWirtschaftsverständnis basiert
auf der simplen Erfahrung, dass ein
Bauer jeden Tag die Milch seiner Kuh
auf den Markt bringt – und Angebot
und Nachfrage sichwechselseitig regu-
lieren. Wird weniger Milch als sonst
verkauft – etwa aus Tierschutzgrün-
den –, sinkt die Nachfrage und somit
der Milchpreis. Die Milchbauern ver-
einbaren nun gemeinsam,mehrMilch
auf den Markt zu bringen, um den ge-
sunkenen Preis zu kompensieren, so
dass man weiterhin bequem vom Er-
trag leben kann. DerTierschutz kommt
bei der Kuh nicht an.

Aber die Bauern sind bekanntlich
schlau. Man ahnt, dass die Milch-Nach-
frage baldweiter sinkenwird,weil der
Tierschutz immer bedeutsamer wird.
Daher entscheidet man, den Kühen
nun ohne jede Rücksicht auf ihre Ge-
sundheit so viel Milchwie möglich ab-
zuringen. Das Ziel ist, solange es geht,
das Maximum anGeldverdienen. Dass
die Kühe deswegen früher sterben,
wird in Kauf genommen. So entsteht
das Paradox: Die Tierschutz-Ambitio-
nen haben den Kühen ein elendes Le-
ben besorgt.

Man setze an die Stelle des Bauern
die ölproduzierenden Länder, die
Milch ist Öl, und statt umTier- geht es
um Klimaschutz. Beide, die Milchbau-
ern und der Professor, verwenden ein
einfaches, theoretisches intertempora-
lesWachstumsmodell, bei dem ein re-
präsentativer Ressourcenbesitzer über
die Zeit hinweg, in der eine endliche
Ressource genutztwird, denVerbrauch
bestimmt, damit der Gegenwartswert
seiner heutigen und künftigen Gewin-
ne maximiert wird. Im Idealfall wird
die Ressource in einer bestimmtenGe-
schwindigkeit abgebaut, so dass eine
Über- undUnternutzung im Zeitablauf
im Vergleich zu einer Kapitalverzin-
sungverhindertwird. Da derMarktwe-
der die Schäden noch die Endlichkeit
der fossilen Ressource von selbst er-
kennt, muss der Staat korrigierend ein-
greifen, etwa durch eine Steuer. Durch
Klimaschutzpolitik will man diesen
Pfad der Ressourcenextraktion sover-
flachen, dass schon heuteweniger fos-

sile Energien abgebaut und die bei der
Verbrennung entstehenden klimage-
fährlichen Treibhausgase reduziert
werden.

Sinn behauptet in seinem stark ver-
einfachten Modell, dass selbst eine
weltweiteWertsteuer auf fossile Ener-
gie den Abbaupfad nur wenig abfla-
chen lässt.Wenn zudemdieÖlscheichs
– schlauwie die Bauern – die konstante
Steigerungsrate des Steuersatzes antizi-
pieren, könne es, so Sinn, theoretisch
dazu kommen, dass die Ressourcen
durch eine solche Klimaschutzpolitik
schneller statt langsamer abgebaut
werden und die Emissionen somit glo-
bal steigen. Die Klimapolitikwäre dann
nicht nur unwirksam, sie wäre sogar
schädlich. Das ist sein Paradox.

Und was folgert der clevere Milch-
bauer daraus? Es sei unsinnig, Energie
zu sparen; man könne auchweiterhin
lustig Öl verbrennen. Hurra!

Drei Gründe sprechen dagegen:
1. Die globale Ölnachfrage steigt.

StarkwachsendeVolkswirtschaften fra-
gen weit mehr Öl nach, als die OECD-
Länder einsparen können. Laut zahlrei-

chen Studien ließen sich durch aktiven
Klimaschutz inden Industriestaaten bis
zu sechs Millionen Barrel Öl pro Tag
einsparen. Eine höhereMenge scheint
unrealistisch. Denn die Erforschung
neuerTechniken, eine flächendecken-
de Gebäudedämmung und Schaffung
einer neuen Infrastruktur brauchen
Zeit, viel Zeit. Und den dann gesparten
sechsMillionen Barrel proTag stünden
wahrscheinlich etwa 25Millionen Bar-
rel gegenüber, die von den starkwach-
senden Volkswirtschaften verbraucht
würden. Was entmutigend klingt, hat
aber vor allem einenwichtigen Effekt:
Knappheiten sind programmiert. Öl
wird zur Mangelware.

2. Sinns grünes Paradox geht davon
aus, dass das Ölangebot beliebig und
ohne wesentliche Mehrkosten ausge-
weitet werden kann. Doch selbst die
Opec rechnet nur mit einer Angebots-
ausweitung auf bis zu 116 Millionen
Barrel pro Tag bis zum Jahr 2025, die
Internationale Energieagentur IEA nur
mit maximal 100 Millionen Barrel pro
Tag. Um die Ölreserven in entlegene-
renWinkeln der Erde anzuzapfen (per
Fracking, Ölbohrungen in der Tiefsee
oder im Permafrostboden), bräuchte
es entsprechende Investitionen. Ist der
Ölpreis niedrig – wie in aktuellen Kri-
sen –, lohnt sich das nicht. Für den
Milchbauern: Selbst die teuerste Tur-
bo-Kuh kann nicht unendlichviel Milch
geben!

3. Ein ölspezifisches Phänomen, das
vermutlich nicht ins landläufige Den-
ken passt, besagt, dass dieÖl-Nachfra-
ge tendenziell mittelfristig „preis-un-
elastisch“ ist. Sie steigt weiter, auch
wenn der Preis steigt, und umgekehrt
steigt sie keineswegs zwangsläufig dau-
erhaft an, nur weil der Ölpreis fällt.
Energie-Ökonomen sind sich deswe-
gen einig, dass derÖlpreis mittelfristig
steigen wird – unabhängig von aktuel-
len kurzfristigen Spekulationsschwan-
kungen. Somit werden alle Volkswirt-
schaften langfristig nach günstigeren
Alternativen der Energieversorgung
suchen müssen. Schon heute sind er-
neuerbare Energien oftmals günstiger
als fossile. Klimaschutzmaßnahmen,
die die Entwicklung umweltfreundli-
cher Techniken fördern, sind also zu-
gleichWirtschaftsförderungsmaßnah-
men.

D
as simple Sinn’sche Paradox
vergisst zudem,dass nebenÖl
vor allemdieKohle zuden kli-
maschädlichen Energiequel-

len gehört. Anders als bei Öl oder Gas
gibt es Kohle in nahezu allen Ländern
derWelt – also auch kein regulierendes
Angebotskartell. Außerdem ist nicht
derÖl-, Gas- oder Kohlepreis entschei-
dend, sondern der Preis für Kohlen-
stoff oder Kohlendioxid. Genau das
ignoriert Sinn jedoch.

Statt dem Ressourcen-Angebotskar-
tell ein Nachfragekartell gegenüberzu-
stellen, wie Sinn es fordert, brauchen
wir neben nationalen Maßnahmen
zumKlimaschutzvor allemeinen funk-
tionierenden globalen Emissionshan-
del.Undwirmüssen endlich beginnen,
Energie einzusparen,vor allem imGe-
bäude- und Mobilitätsbereich. Eine
Energie, die nichtverbrauchtwird,ver-
ursacht weder Kosten noch Emissio-
nen. Wer hier investiert, verhindert
nicht nur eine Energiekrise, sondern
ermöglichtwirtschaftlichesWachstum.
Das scheint schlauer als theoretische
Gedankenspiele um simplifizierende
Paradoxa.M
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5. ZUWANDERUNG

Die Debatte
um Zuwanderung
bedarf einer soliden
Analyse. Warum
Hans-Werner Sinn
sie nicht liefert,
erklärt Paul Welfens.

E
in Zuwanderer kostet den
deutschen Staatmehr, als er
ihm nützt. Zu diesem Be-
fund kamHans-Werner Sinn
am 29. Dezember in einem

Beitrag für die „Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung“ unter der Überschrift
„Ökonomische Effekte derMigration“.
Seine Befunde zur Immigrationsanaly-
se für Deutschland ergeben eine Kritik
der Einwanderungspolitik und mün-
den letztlich inebenjener Behauptung,
dass ein Zuwanderer für Nettokosten
für den Staat steht. Damit korrigiert
Sinn unter Hinweis auf verschiedene
Staatsausgabendie Steuer-Transfer-Bi-
lanz einer Studie des Zentrums für Eu-
ropäischeWirtschaftsforschung (ZEW)
des Ökonomen Holger Bonin: von
+3300 Euro pro Zuwanderer und Jahr
auf –1450 Euro.

Sinn pickt sich eine einzigeVariante
von Bonins Analyse heraus. Bezogen
auf die nachwachsende Ausländerge-
neration ergeben sich bei Bonin 2400
Euro alsÜberschussbeitrag der Zuwan-
derer, wenn man annimmt, dass 30
Prozent der Ausländerkinder sich im
weiteren Leben soverhaltenwie Deut-
sche, während sich 70 Prozent so ver-
haltenwie ihre Eltern. Hingegen bräch-
te eine 50-Prozent-Anpassung der 2012
geborenen Ausländerkinder an das
Verhalten der Deutschen einen Über-
schuss der Steuer- und Beitragszahlun-
genvon 33000 Euro über die Lebens-
zeit. Es kommt also auf die Anpas-
sungsdynamik an, welches Ergebnis
man erhält.

Sinns Minuswert von 1 450 Euro
klingt nach präziserObjektivität in der
Analyse, tatsächlich ist sie unvollstän-
dig, falsch. Mit keinemWort erwähnt
derMünchenerÖkonomeinen der laut
der Immigrationsforschung wichtigs-
ten Einwanderereffekte, die sich in
2014 auch in dem Fachblatt „KfW-Fo-
kus Volkswirtschaft“, Ausgabe Nr. 67,
nachlesen lassen: nämlich die sich ent-
wickelnde Unternehmensgründerdy-
namik durch Zuwanderer. Rund 20
Prozent der Gründer sind Zuwande-
rer, die Gründerquote ist gegenüber
den Einheimischen etwas erhöht, da-
für aber auch die Abbruchquote. Die
entsprechenden Firmen zahlen Steu-
ern und erhalten gegebenenfalls Sub-
ventionen, was in der Studie von Bo-
nin berücksichtigtwird; nicht einbezo-
gen werden allerdings bei diesem –
und bei Sinn – die von Zuwanderern
ausgehende, empirisch belegte Stär-
kung der Exporte beziehungsweise
des Außenbeitrags. Daraus ergeben
sich Aufwertungs- und induzierte In-
novationseffekte sowie im Kontext der
Aufwertung eine Zinssenkung; und im
Fall verstärkter Außenbeitragsüber-
schüsse ein erhöhtes Nettoauslands-
vermögen.

Die Gründerdynamik der Zuwande-
rer kann durch Förder- beziehungs-
weise Bildungsmaßnahmen verstärkt
werden. In Großbritannien sind 8,3

Millionen Jobs in Firmen, die von Zu-
wanderern gegründetwurden, in den
USA sind 40 Prozent der 500 umsatz-
stärkstenUnternehmenvon Zuwande-
rern oder der ersten Zuwanderer-Kin-
dergeneration gegründetworden. Ein
Blick allein auf die Nettokosten der Zu-
wanderer bei der Sozialversicherung
und bei den Ausgaben des Staates ist
daher unzureichend, wobei ohnehin
eine Studie von Herbert Brücker, Pro-
fessor fürVolkswirtschaftslehre an der
Uni Bamberg, einen Nettovorteil der
Zuwanderung für die Sozialversiche-
rung in Deutschland darlegt. Die Brü-
cker-Studie belegt imÜbrigen eine re-
lativ hohe formale Qualifikation der
neueren Zuwanderer.

D
ie von Zuwanderern gegrün-
deten Firmen inDeutschland
tragen zur Schumpeter’schen
Innovations-, Beschäftigungs-

und Exportdynamik maßgeblich bei.
Immerhin gibt es eine Studie des For-
schungs- undBeratungsunternehmens
Evers& Jung zur Zuwanderer-Gründer-
dynamik, die das Bundesministerium
fürWirtschaftveranlasst hat. Auch Stu-

dien der OECD zur Thematik sind er-
schienen, die sich auf Großbritannien
und einige andere EU-Länder bezie-
hen. Eine Studie derÖkonomenChris-
tian Dustmann et al aus dem Jahr 2012
zeigt fürGroßbritannien, dass Zuwan-
derer generell die Sozialsystemeweni-
ger belasten als Einheimische, da die
Zuwanderer relativ jung sind. In den
Zuwanderer-Firmen bestehen nachei-
ner neueren britischen Studie 8,3Mil-
lionen Jobs,was aber selbst bei der Re-
gierungeineunbekannteGröße zu sein
scheint.

Zuwanderer, oftwegen anfänglicher
Sprachprobleme denUngelernten zu-
geordnet, schaffen auch Arbeitsplätze
– und Sprachprobleme vermindern
sich im Zeitablauf. Dann gilt aber die
Sinn-Behauptung nur eingeschränkt,
wonach Zuwanderer vor allem Unge-
lernte seien, die das Lohnniveau der
einheimischen Ungelernten unter
Druck setzen.Wie Sinn in einer Replik
auf „Spiegel-Online“-Kritik selbst an-
merkt, sind in der Zuwandererdebatte
langfristige Effekte wichtig.

E
in Kurzbericht des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB)von 2013weist da-
rauf hin, dass Selbstständigkeit

für Migrations-Unternehmer – Grün-
der, die imAusland geboren sind– auch
eine Option sei, eine Qualifikation zu
vermarkten, die nicht nachdeutschen
Standards zertifiziert ist. AusUS-Studi-
en ist bekannt, dassdie Fähigkeit zu er-
folgreicher Unternehmensgründung
aufseiten von Zuwanderern steigt,
wenn derenQualifikation sich verbes-
sertundeinVermögensakkumulations-
prozess gelingt: Hier ist die zweite
Gründergeneration sehr wichtig; und
entsprechende Impulse der Wirt-
schafts- und Bildungspolitik sind sehr
wünschenswert.

Auchwenn Zuwanderung die Lohn-
sätzevonUngelernten kurzfristig unter
Druck setzt, längerfristig führt die
Gründer- und Einkommensdynamik
der Zuwanderer zu steigender unter-
nehmensseitiger Nachfrage nach Ar-
beit in praktisch allenQualifizierungs-
segmenten. 2009 gab es in Deutsch-
land immerhin rund 700000
Selbstständige mit Migrationshinter-
grund; 2015 könnte die Zahl bei etwa
800000 liegen.

Sinn schreibtmit Blick auf 2035 über
Rentnerzahlen und Erwerbsfähige un-
ter Bezugnahme auf ein Rentenalter
von 65 Jahren. Das liegt aber nachGe-
setz dann bei 67 – und gegebenenfalls
noch höher. Die Sinn-Zahlen sind da-
her fehlerhaft.Wenn er fordert, die So-
zialleistungen für Zuwanderer aus EU-
Ländern sollten nach Maßgabe des
Heimatlandes erbracht werden, dann
ist dies eine Nirwana-Politikoption:
Denn natürlich gilt in der EUein Diskri-
minierungsverbot bei Sozialleistungen
für EU-Zuwanderer.

Die Zuwanderungsdebatte bedarf ei-
ner soliden Analyse, es ist schonviel an
Ansehen derVolkswirtschaftslehrever-
spielt worden. Im Übrigen sollte
Deutschland fordern, dass im Europäi-
schen Parlament die Sitzzahl automa-
tisch an die Bevölkerungszahlen ange-
passtwird, damit es nebendemökono-
mischen Zuwanderer-Gewinn auch
einen politischen gibt, der positiv auf
den Ersteren zurückwirkt. Die Zuwan-
derer-Wertschöpfung trägt auch in in-
ternationalenOrganisationen über die
Erhöhung des Bruttoinlandsprodukts
zum Gewicht Deutschlands bei: noch
ein Gewinn für den Staat.

Paul Welfens ist Professor für

Volkswirtschaftslehre mit dem

Schwerpunkt Makroökonomische

Theorie und Politik an der

BergischenUniversität

Wuppertal. Der

57-Jährige leitet das

von ihm selbst ge-

gründete Europäi-

sche Institut für

Internationale

Wirtschafts-

beziehungen

(EIIW).

Fröhliche Kinder: Rentenzuschuss für Eltern, Abstriche für Kinderlose – Neuer Anreiz für die Familienplanung?

4. KINDERRENTE
Würde Hans-Werner
Sinns Forderung
nach weniger
staatlicher Rente
für Kinderlose
durchgesetzt, wäre
dies fatal für die
ganze Gesellschaft,
sagt Bert Rürup.

H
ans-Werner Sinn sieht die
große Schwäche unserer
umlagefinanzierten ge-
setzlichenRentenversiche-
rung darin, dass sie eine

Versicherung gegenKinderlosigkeit ist.
Darum möchte er, dass die Höhe der
Renten nicht mehr in allererster Linie
von den zuvor gezahlten Beiträgen ab-
hängt, sondern in hohem Maße von
den generativen Beiträgen der Versi-
cherten, sprichderAnzahlder eigenen
Kinder. „Auch wenn man selbst keine
Kinder (hat oder) haben kann, muss
man im Alter nicht darben, weil man
vondenKindern anderer Leuteernährt
wird …Obman selbst Kinder hat oder
nicht, die eigenematerielleVersorgung
imAlterwirddavonkaumberührt,und
deshalb ist einesderwichtigstenMotive
für den Kinderwunsch erloschen“,
schrieber im Ifo-Schnelldienst 5/2003.

Als politische Konsequenz daraus
forderte Sinn bereits mehrfach, den
Beitragssatz und den – mutmaßlich
allgemeinen – Bundeszuschuss einzu-
frieren, um soden zukünftigen Renten-
anstieg stark abzubremsenunddas all-
gemeine Rentenniveau deutlich abzu-
senken. ZurVerhinderung einer damit
verbundenen massiven Ausbreitung
von Altersarmut sollen Kinderlosever-
pflichtetwerden, in Höhevon sechs bis
acht Prozent ihres Arbeitseinkommens
privatvorzusorgen. ImGegensatz dazu
sollen Kinderreiche eine Elternrente in
Form deutlicher Rentenzuschläge be-
kommen. Die dadurch verursachten
Kosten erhöhen bei gegebenem Bei-
tragssatz jedochdenDruck in Richtung
allgemeine Leistungsniveaukürzungen.

Neu ist die Idee nicht. Ähnlich argu-
mentierten bereits in den 1950er-Jah-
renWilfrid Schreiber, der geistigeVater
unserer im Jahr 1957 eingeführten dy-
namischen Rente, und in den 1970er-
Jahren der an demografischen Fragen
interessierte Professor für Astronomie,
Theodor Schmidt-Kaler. Gänzlich fol-
genlos waren diese Argumente offen-
sichtlich nicht, wie die jüngste Aufsto-
ckung der „Mütterrente“ gezeigt hat.
Denn diese Ausweitung der Honorie-
rung der Erziehungsleistung durch ein
höheres Alterseinkommen wird zum
ganz überwiegenden Teil aus den Bei-
trägenderVersichertengemeinschaft fi-
nanziert und nichtwie bislang aus allge-
meinen Steuermitteln. Die Durchbre-
chung dieses richtigen Prinzips der
Steuerfinanzierung der Rentenleistun-
gen aufgrund von Erziehungsleistun-
gen ist einer der zentralen Kritikpunkte
am „Rentenpaket“ der amtierenden
Bundesregierung.

Ein Beleg für die Richtigkeit von
SinnsThese ist dieMütterrente aber de-
finitiv nicht. Denn die Funktion jedes
Alterssicherungssystems, sei es obliga-

torisch oder freiwillig, sei es umlagefi-
nanziert oder kapitalgedeckt, besteht
immer darin, die Versorgung im Alter
vondeneigenenKindern abzukoppeln,
gerade damitman nach demAusschei-
den aus dem Erwerbsleben nicht von
seinen Nachkommenwirtschaftlich ab-
hängig ist oder diesen zur Last fällt. Mit
Ausnahme des archaischen bäuerli-
chen Familienverbandes ist deshalb je-
des AlterssicherungssystemeineVersi-
cherung gegen die wirtschaftliche Ab-
hängigkeitvonden eigenen Kindern im
Alter. Dies stellt eine sozialstaatliche Er-
rungenschaft dar und keinen Defekt
unserer 125 Jahre alten Rentenversiche-
rung.

D
ie von Sinn vorgeschlagene
Eliminierung der Versiche-
rung gegen Kinderlosigkeit
unter Beibehaltung der Absi-

cherung gegen eine Undankbarkeit
oder unzureichende ökonomische
Möglichkeiten der Kinder ist daher
nicht konsequent. Zu Ende gedacht,
müsstendieEltern auf ihreeigenenKin-
derverwiesenwerden,wenn sie einAl-
terseinkommenoberhalb einer kollek-
tivenBasisabsicherungerhaltenwollen.
Und anders, als Sinn vermutet, gibt es
bislangweder einewirklich belastbare
Theorie des generativen Verhaltens
nocheinenBelegdafür,dassunsere ge-
setzliche Rentenversicherung der
Grund für die seit 1970 so geringenGe-
burtenraten ist. Die Elternrente wäre
daherdefinitiv keinGarant fürmehrGe-
burten. Daraufwurde des Öfteren von
ForscherndesMax-Planck-Instituts für
demografische Forschung in Rostock
hingewiesen.

Außerdemvernachlässigt Sinn, dass
es unter dem Dach der gesetzlichen
Rentenversicherung neben der allge-
meinen Rentenversicherung für Arbeit-
nehmer, seinem Reformobjekt, noch
die knappschaftliche Rentenversiche-
rung, die Handwerkerversicherung
und die Künstlersozialversicherung
gibt – und außerhalb des Systems der

gesetzlichen Rentenversicherung
weitere obligatorische Alterssiche-
rungssysteme: die berufsständischen
Versorgungswerke für Freiberufler, die
Alterskasse für Landwirte und die Be-
amtenversorgung.

W
as ist also, wenn Kinder
von Arbeitern und Ange-
stellten auswandern oder
Beamteoder Selbstständi-

gewerden und damit nicht die genera-
tive Basis der Rentenversicherung sta-
bilisieren?Was,wennKindervonBeam-
ten, Selbstständigenoder Landwirten,
die nicht zu erhöhten Rentenansprü-
chen in Systemen ihrer Eltern führen,
abhängig Beschäftigte werden? Diese
Eltern hätten dann mit ihren generati-
ven Leistungendie allgemeineRenten-
versicherung subventioniert. Daher
müsste bei Einführungder Elternrente
eine alle Erwerbstätigen umfassende
Bürgerversicherung an die Stelle des
bestehendenPatchworks treten. Alter-
nativ müssten Elternrenten-Kompo-
nenten in allen Alterssicherungssyste-
menwirkungsgleicheingeführtwerden,
zusammenmit einer ArtWanderungs-

ausgleich zwischen den Einzelsyste-
men. Mit diesen konzeptionellen Vo-
raussetzungen hat sich Sinn bislang
aber ebensowenig beschäftigtwie mit
den nicht trivialen technischen Einzel-
heiten seines Vorschlags.

Dankder bei uns etablierten Alterssi-
cherungssysteme ist der Einzelne, um
im Alter versorgt zu sein, nicht mehr
auf eigene Nachkommen angewiesen.
Das bedeutet aber nicht, dass unsere
Gesellschaft und damit die Politik kein
Interesse anmehrGeburten hätten. Es
gehört zu den Kernaufgaben der Poli-
tik, die Rahmenbedingungen unserer
Gesellschaft eltern- unddamit auch kin-
derfreundlicher zu gestalten – durch
Geldleistungen und einen Ausbau der
Betreuungsstrukturen. Allerdings sollte
jedes Kind – unabhängig davon, ob die
Eltern Arbeiter, Angestellte, Beamte,
Arbeitslose, Selbstständige, Studenten,
Sozialhilfeempfänger oder Rentner
sind – dem Staat gleich viel wert sein.
Denn jedes Kind leistet potenziell den
gleichen Beitrag zur Zukunftssicherung
unserer Gesellschaft und aller unserer
Alterssicherungssysteme.

Eine bevölkerungsorientierte Famili-
enpolitik ist deshalb eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe, die vorrangig aus
Steuern zu finanzieren ist. Denn Steu-
ern werden von allen wirtschaftlich
Leistungsfähigen erhoben und grei-
fen auf alle Einkommensquellen zu.
Im Gegensatz dazu entrichten die ab-
hängig Beschäftigten ihre Beiträge an
die Rentenversicherung nur aus ih-
ren Löhnen und auch das nur bis zur
Beitragsbemessungsgrenze. Schon
die bestehende, aus Beitragsgeldern
finanzierte Umverteilung zwischen
Kinderlosen und Eltern ist daher ein
Fremdkörper in diesem Rentensystem
und zudem in ihrer Verteilungswir-
kung ungerecht. Eine Umsetzung der
Elternrente nach Sinns Vorstellung
würde die Rentenversicherung zum
Spielball verteilungspolitischer Interes-
sen machen und die Akzeptanz des
ganzen Systems gefährden.

Bert Rürup ist Präsident des Han-

delsblatt Research Institute.Von

2000 bis 2009war der 71-Jähri-

geMitglied im Rat derWirt-

schaftsweisen, dessenVorsitz

er 2005übernahm.Viele

Jahre beriet Rürup die

Bundesregierung in

sozialpolitischen

Fragen.
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– und da ist fiskalisch einVerlust zu bi-
lanzieren. Inden Internet-Diskussionen
zielten alle nur auf dieVerlustzahl und
verallgemeinerten sie für das Ganze.
DenMutantenmusste ich austauschen.

Sie reagierten auf eine Studie desWis-
senschaftlersHolgerBonin fürdieBer-
telsmann Stiftung. Die stellt die fiskali-
sche Wirkung der Zuwanderung als
positiv dar. Jeder Ausländer zahle im
Schnitt für Steuernund Sozialbeiträge
3300Euromehrein, als er erhält.
Das ist eben auchverzerrt. DieseWahr-
nehmungwollte ich korrigieren, nicht
dieArbeitvonHerrnBonin selbst.Erhat
wie ich gesagt, Zuwanderungwird ein
Verlustgeschäft,wenn man die gesam-
ten Staatsausgaben einrechnet, nicht
nur Bildungs- und Sozialausgaben.

Was ist der Erkenntnisgewinn solcher
Zahlenspiele?
Dieeine richtigeZahl.DerZweckwar, in
derhochkochendenZuwanderungsde-
batteVorteile undNachteile einmal ab-
gewogen darzustellen.

Sie spitzengernschwierigeThemenzu.
Sehen Sie darin die Gefahr, wie ein
Stammtischökonomzuwirken?
Nochmal: Seit ich im Ifobin, sehe iches
als meine Aufgabe an, die Argumente
der volkswirtschaftlichen Theorie für
die allgemeineBevölkerung so inWorte
zukleiden,dass sieverstandenwerden.
Das ist auchein guterTest fürdieTheo-
rie selbst,dennwiePaul Samuelson,der
wichtigste Nachkriegsökonom, einmal
gesagt hat, taugt eine ökonomische
Theorienuretwas,wennesmöglich ist,
sie einem normalen Menschen ver-
ständlich zumachen.

Dazu brauchen Sie Kampagnen, zum
Beispiel zurGeldpolitik.
Wiewäreesmit „Erkenntnis“ statt „Kam-
pagne“?Wir haben indenersten Jahren

Mein einziges Ziel und meine

einzige Aufgabe sind,

ökonomisch rationale

Argumente beizusteuern,

Dinge zu sagen, die wahr sind.

Hans-Werner Sinn:
Wenn der Ökonom mit
seinen steilen Thesen
provoziert, nennen es

manche eine Kampagne,
er selbst sagt, es sei das
Interesse der Medien an

seinen Themen.
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lughafen Berlin-Tegel. Raum
„Wing-Tip“, neun Uhr.
Deutschlands bekanntester
Ökonom ist gerade gelan-
det. Ein kurzesVorgespräch
über die Deutungsmacht

vonMedien undüber Arbeitsharmonie
von Paaren (mit seiner Frau Gerlinde
hatte Hans-Werner Sinn 1991 das Buch
„Kaltstart“ verfasst ) – und schon ist die
Diskussion über die Rolle des ewigen
Wirtschaftswarners im vollen Gange.

Herr Sinn, Sie sindder bekanntesteÖko-
nomdes Landes. Auchder streitbarste?
Das wird immer gesagt. Ich versuche,
mich von einem theoretischen Hinter-
grund aus einzubringen.Wenn man so
vorgeht, stößtdashäufig aufWiderstände,
weil es gegen konventionelleMeinungen
geht.

Sie stoßen gernmit provokantenThesen
Debatten an.
Ichwill Rationalität in die öffentliche De-
batte bringen. Ichwar jaTheoretiker, bis
ich mich habe bewegen lassen, aus dem
Elfenbeinturm indieRealität herunterzu-
steigenund Ifo-Präsident zuwerden. Inei-
ner TV-Talkshow bringe ich viele Argu-
mente gar nicht erst. Dort kannman nur
sagen: „Hallo,das ist jemandvomIfo,der
denkt anders.“ Dann können die Leute
aufdieHomepagegehenundmehrerfah-
ren. Aber in einem Zeitungsartikel kann
man schon ein Argument erklären.

DieDinge sinddochmeistens zu kompli-
ziert für eine Botschaft.
Klar,eskommthäufig zuMissverständnis-
sen.Aberdaseineoder andereArgument
überlebtundwirddannweiterentwickelt.
Argumente sind Meme, also Gene im öf-
fentlichen Diskurs, wie sie von Richard
Dawkinsbeschriebenwurden.Gedanken,
die sich selbstverbreiten,wenn sieeinmal
dargelegtwurden.Allerdings gibtesdabei
immerwiederMutationen.UndamEnde
bleibt manchmal nur ein verzerrter Mu-
tant übrig.

Sowiebei IhremjüngstenBeitragzurDis-
kussion um die Zuwanderung. In der
„FrankfurterAllgemeinen“schriebenSie,
jederZuwandererbelastedenStaatrech-
nerischmitminus 1800Euro.Wenig spä-
ter aber korrigierten Sie bei „SpiegelOn-
line“ und sagten, Zuwanderung sei ein
Gewinn fürDeutschland.
Der„Spiegel“hat sichkorrigiert, nicht ich
mich. Sowie iches inderFAZschrieb,war
esvölligkorrekt.DerArtikelhatte zweiTei-
le. Der erste dreht sich um den Arbeits-
markt, da ist Zuwanderung inderTat ein
Gewinn. Imzweiten gehtesumdenStaat

derEuro-KrisemassiveRettungsprogram-
memitderNotenpressegehabt.Undzwar
habendieNotenbankender sechsKrisen-
länder 1000 Milliarden Euro mehr ge-
druckt, als sie gemäß ihrer Landesgröße
und ihremGeldumlaufeigentlichbräuch-
ten. Geld, mit demGüter im Ausland ge-
kauftwurdenundmitdem sie ihrepriva-
ten Schulden imAusland bezahlt haben.
DaswarendieTarget-Kredite, 83 Prozent
aller Rettungskredite, ohne jegliches de-
mokratischeMandat.Alsmirdasklarwur-
de,wurde ich kritisch gegenüber der Eu-
ro-Rettungspolitik der Zentralbank. Bis
dahin stand ich auf ihrer Seite.

SieredenvonKreditenderNotenbanken
untereinander.AlsSie2012IhrBuch„Die
Target-Falle“veröffentlichten, hatte die
BundesbankForderungenvon750Milli-
ardenEuro.Heutesindesknapp300Mil-
liardenweniger.SogroßscheintdieFalle
nicht zu sein.
Die staatlichenRettungsschirmewurden
ausgezahlt, das reduziert dieTarget-Sal-
den direkt. Und die Garantien der EZB
habendazugeführt,dassdieprivaten In-
vestoren dem Südenwieder Kredit ge-
ben.Wir packen also nur um,von einer
öffentlichenoderöffentlich besicherten
Kreditform in die andere. Der Begriff
„Falle“ bezieht sichdarauf, dassdie Par-
lamente zu Erfüllungsgehilfen der EZB
werdenundwir tiefer indieSchuldenspi-
rale hineingezogenwerden.

FürGriechenland haben Sievor einigen
WocheneinenSchuldenerlassgefordert.
DannkönntedasLanddochinderEuro-
Zonebleiben.
Die Griechen sind nichtwettbewerbsfä-
higundhabenzuviele Schulden.Nurdie
Schulden zu reduzieren, das macht die
Wirtschaft nicht wettbewerbsfähiger.
Dann ist das alte Schuldenproblembald
wieder da. Das Problem lässt sich nur
durch einen Euro-Austritt regeln. Die
Drachmemüsste dann abwerten.

Die Folgewären Finanzspekulationen,
die bald das nächste Land aus derWäh-
rungsunion treibenwürden.
Ichhabenicht sovielAngstvorAustritten
wie Sie. Ich sehe sie als Lösung indieser
unhaltbarenSituationan. Griechenland
hatheutedoppelt sovieleArbeitslosewie
noch 2010.

Fürviele istdasbloßerAlarmismus. Sie
haben etwavor einem Jahr gesagt, der
Mindestlohnwerde Deutschlandwie-
der zum „krankenMannEuropas“ma-
chen.
DieGefahrbesteht.Wir kassierengerade
die Schröder’schen Reformen.Wir kön-

nennicht geringqualifizierteZuwanderer
reinholenundmiteinemMindestlohnver-
hindern, dass die für sie nötigen Stellen
geschaffenwerden.

Ein anderes Beispiel für Alarmismus ist
die „Basar-Ökonomie“. Sieprophezeiten,
inDeutschlandwerdebaldnurnoch zu-
sammengestöpselt,waswoanders pro-
duziertwird.Dabeiwerdenwirbis heute
umunsere starke Industrie beneidet.
Was Sie beschreiben, ist das,wasdieMe-
dien aus meinerThese gemacht haben.
Meine These war, dass wir eher zu viel
Wertschöpfung in den Export stecken,
dass aber dieWertschöpfung pro Stück
abnimmt,weil sichdieWirtschaft auf die
kundennahen Endstufen der Produkti-
on spezialisiert. Selbst mit einem gan-
zen Buch ist es mir nicht gelungen, die
verschiedenen Fehlinterpretationen
wieder geradezurücken.

Immer sind es die anderen. Aberwar es
der richtige Begriff? Bei „Basar“ denkt
jeder anHandel, nicht an Industrie.
Nicht immer, doch indiesemFall schon.
„Basar“ hat ja auch etwas Positives.Wir
haben die größten Industriemessen in
Deutschland. Auchdas hatte ich damals
entwickelt, doch nur die provokante In-
terpretation bliebübrig. Ein bloßerTitel
ersetzte das ganze Buch. Ich gebe zu,
der Begriff ist provokant. Er hat sein Ei-
genlebenentwickelt, Assoziationen her-
vorgerufen, die nichtmehr einzufangen
waren.

SchießenSienicht imDrangnachÖffent-
lichkeit einfachübers Ziel hinaus?
Das glaube ichweniger. Es passiert häufi-
ger, dass ich überinterpretiert werde –
abernicht ausbösemWillen.Das liegtein-

fach an der Art, wie medial kommuni-
ziert wird. Das Ifo-Institut ist der Groß-
händler von Analysen, Zeitungen sind
die Einzelhändler, diewir beliefern. Ich
bemühemichnachKräften, so zuverein-
fachen,dasses korrektverstandenwird,
aberes gelingtmir nicht immer. ImGro-
ßenundGanzenverstehenmichÖffent-
lichkeit und Politik.

Welches Themawar Ihnen besonders
wichtig?
Die Kosten der deutschenVereinigung.
Und die Kritik an den Stellvertreterver-
handlungen über die Löhne, bei denen
mandiewestdeutschenTarifparteiendie
Löhne imOsten festlegen ließ. Danndie
Riester-Rente,wo ich imWissenschaftli-
chenBeiratbeimWirtschaftsministerium
füreineergänzendeKapitaldeckungein-
getreten bin.

HabenSieeinThemaverpasst,beidemei-
ne drastischeWarnung nötig gewesen
wäre?Die Finanzkrisevielleicht?
Das ist der Standard-Vorwurf an die
Ökonomen. Ich muss aber für mich in
Anspruch nehmen, dass ich regelmä-
ßig bei meinenVorträgen, die Sie noch
im Internet finden, vor der Gefahr der
riesigen Leistungsbilanzdefizite der
USA und der damit verbundenen Bla-
sen gewarnt habe. Und dann
schrieb ich 2003 ein Buch über Sys-
temwettbewerb. Ein Kapitel handelt
von der Bankenderegulierung. Ich ha-
be dort modelltheoretisch nachgewie-
sen, dass derWettbewerb der Regulie-
rungssysteme zu einer Erosion der Re-
gulierung führt und die Banken des-
halb zuviele Risiken eingehen. Es gab
dazu in der Fachzeitschrift „Finanzar-
chiv“ eine kontroverse Diskussion.

Eine typische Sinn-Kampagne für das
Thema gabes nicht.
Ichwar damals gerade erst zum Ifo ge-
kommen.Vermutlich 2002hatte ichvor
derversammeltenPressebeimVerein für
Socialpolitik in einem Plenumsvortrag
vor dem Deregulierungswettlauf ge-
warnt. Niemand hat das aufgegriffen.
Heutemuss ich nur etwas sagen,undes
wirdaufgegriffen.DannsprechenSievon
einer Kampagne!

Sie haben 2007 kurzvor der Krise für
DeutschlandeinenBoomprognostiziert,
der „mit etwasGlück“ bis zumEndedes
Jahrzehnts anhält.Verstehen Sie,wenn
Angela Merkel sagt, dieÖkonomen soll-
ten Prognosen abliefern, die stimmen?
Ja, doch. Eswäre natürlich schön,wenn
wir noch bessere Prognosen machen
könnten.Das Ifo-Institut liegt aberdank
unsererWissenschaftlerundderUmfra-
gen zum Ifo-Index in den Rankings im-
mer sehrweit oben. Und die Politikwill
ständigPrognosenvonuns,damit sie ih-
re Steuerschätzung an irgendetwas auf-

hängen kann, und bezahlt uns dafür.
Prognosen sindaberdasunangenehmste
Geschäft überhaupt.

WieistdasVerhältnisderBerlinerPolitik
zuIhnenwirklich?EsgabeinBonmotaus
demFinanzministerium,daskolportiert
wurde: „ProfessorUnsinn“.
Ichhabedavon inder Presse gelesen, als
Gerücht. Ichverstehemich gutmitWolf-
gang Schäuble, vielleicht gerade auch,
weilwirunterschiedlicheRollen indieser
Gesellschaft spielenmüssen.

Ihr AufrufmitanderenÖkonomengegen
die Euro-Rettungspolitik und dieVerge-
meinschaftungderBankschuldenkamin
derHauptstadt schlecht an.
Wenndas so ist,erfülltmichdasmiteiner
gewissen Befriedigung. Da habenwir ja
etwaserreicht. IchhatteohnehindasGe-
fühl,dassdieeuropäischenEntscheidun-
gen in der Schicksalsnacht vom 29. Juni
2012unterenormemDruck zustandeka-
men.DasneueModell siehtvor, imFallei-
nerBankenpleitedieGläubigermithaften
zu lassen. Genau daswolltenwir.

Sieüben alsoüberVolkes StimmeDruck
aufdie Politik aus.
Ja natürlich,wie denn sonst?

StörtesSie,dassmancheIhrerThesenbei
Gruppen und Parteienwie Pegida und
AfD großenAnklang finden?
IchhabekeinenWunsch, irgendeinerPar-
teiodereinerGruppierung zuhelfen, sie
zu stärken oder zu schwächen. Im Mo-
ment heißt es zum Beispiel gleichzeitig,
ichverträte SPD-Vorschläge, ich sei nahe
anSyrizaundauchnochnaheanderAfD.
Nichts davon stimmt. Mein einziges Ziel
und meine einzige Aufgabe ist, ökono-

misch rationaleArgumentebeizusteuern,
Dinge zu sagen, diewahr sind. Dasmöge
sichdannherauspicken,werwill. Ichweh-
remich gegendie Einordnung in ein ein-
dimensionales Links-rechts-Schema.

DieAtomkrafthabenSie2010, imJahrvor
Fukushima,alsgrüneTechnologiegelobt,
die konkurrenzlosbillig sei. Die späteren
Ausstiegspläne nannten Sie hysterisch.
Überziehen Sieda nicht schonwieder?
Nein.Wennwir mit grüner Energie die
Atomkraft ausgleichenwollen, habenwir
ein enormes Problem mit den starken
Schwankungen in der Erzeugung von
Wind-und Sonnenenergie. Sie brauchen
entweder sehr großeSpeicherodermüs-
sen das abpuffern, indem die anderen
Kraftwerkeweiterlaufenundabgeschaltet
werden, wenn derWind dann mal weht
und die Sonne scheint.

Billig ist Atom jedenfalls nicht,wenn Sie
SubventionenundKostenfürEntsorgung
undEndlagerungseriöseinberechnen.Sie
machenwieder Politik.
Eine renommierte Fachzeitschrift kam
kürzlichzumErgebnis,dassdieexistieren-
denAtomkraftwerke imVergleichmitden
schadstoffreichenKohlekraftwerken,die
man sonst hätte bauen müssen, sieben
MillionenTotedurchLungenkrankheiten
vermieden haben. Bei dem Thema
schwingt viel Emotionmit.

Dafür haben Sie alsTheoretikerundVer-
nunftsmenschwohl keinVerständnis?
Schon. Ichhabe ja selbst inmeiner Jugend
an Anti-Atom-Demonstrationen und
Ostermärschenteilgenommen.Wirwaren
Weltverbesserer, und ich bin heute noch
einer. Aber die Ablehnung der zivilen
Atomkraft ist problematisch, weil unter
Umweltaspekten die bessere Alternative
nicht existiert.

NocheineKampagnevonIhnengilteiner
Eltern-oderKinderrente.SiesollFamilien
mit Kindernbesserstellen.
WasSie „Kampagne“nennen, istdas Inte-
ressederMedien anmeinenThemen. Es
gehtnichtumBevorzugung, sondernum
Gleichstellung. Selbst Frau Merkel sagt,
dassdieRentenicht reicht.Wir brauchen
eine Zusatzrente.WerKinder hat, soll sie
vonderGeneration seinerKinderkriegen,
undwerkeinehat, solldieRessourcen,die
Familien in die Erziehung stecken, zur
Sparkassebringen.Sohat jederdiegleiche
Zusatzlast, jeder die gleiche Zusatzrente.

SechsbisachtProzentsollenKinderlosein
eineprivateRentenversicherungeinzah-
lenmüssen. Istdas inZeitensehrniedriger
Zinsenwirklicheine gute Idee?
Das ist die Folge der unverantwortlichen
EZB-Politik, die Sparern schadet. Es ist
nicht inOrdnung,dassBankenundVersi-
cherungen deren gesparte Gelder zu ei-
nem Teil in Staatsanleihen anlegen. Sie
sollten international breit gestreut in Ak-
tien investiertwerden.

Herr Sinn, IhrVertrag läuft ineinem Jahr
aus.Wasmachen Siedann?
Im März 2016 werde ich 68. Das ist das
obersteLimit fürmeineProfessur,die fest
mitder Ifo-Präsidentschaftverbunden ist.
Dannhöre ichauf. Dannbin ich froh,end-
lich einmal wieder frei zu sein und Zeit
zumNachdenken zu haben.

Nachdenkenüberprovokante Bücher?
Büchergehen stets andieGrenzederphy-
sischenLeistungsfähigkeit.Manwirdälter
und schwächer, ichweiß nicht, ob noch
etwas kommt. Allerdings habe ich bei je-
demBuchgesagt: „Das istmeinLetztes.“

Herr Sinn,vielenDank fürdas Interview.

HANS-WERNER SINN

„Ich bin heute noch
ein Weltverbesserer“
Er protestierte einst gegen Atomkraft – und findet sie heute gut.
Norbert Häring und Hans-Jürgen Jakobs sprechen mit dem Ifo-Präsidenten
über seine Rolle, seine Kampagnen, seine Fehlurteile.

Ich bemühe mich nach

Kräften, so zu vereinfachen,

dass es korrekt verstanden

wird, aber es gelingt mir

nicht immer.
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